Das Blatt erſcheint nach 
Bedarf) im allgemeinen 
monatlich zweimal, zum 
Preiſe von jährlich M. 16. 
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— 2 


I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Bei dem Miniſterium für Handel und 
Gewerbe iſt der Kanzleiaſſiſtent Vogt von 
der Regierung in Potsdam zum Miniſterial⸗ 
kanzleiſekretär ernannt worden. 


Der Regierungs- und Gewerberat Neu- 
feldt in Marienwerder iſt zum 1. Oktober 
d. Is. nach Königsberg i. Pr. verſetzt worden. 
Ihm iſt die planmäßige Stelle eines Regie⸗ 
rungs und Gewerberats bei der Regierung 
in Königsberg i. Pr. und des Aufſichts⸗ 
beamten im Sinne des § 139p der Gewerbe— 
ordnung für den Bezirk dieſer Regierung 
verliehen. 

Dem Gewerberat Neumann in Magde⸗ 
burg iſt vom 1. Oktober d. Is. an die Ver⸗ 
waltung des Gewerbeaufſichtsamts Magde⸗ 
burg II übertragen. 

Der Gewerberat Dr. Heſemann ift zum 
1. Oktober d. Is. von Magdeburg II nach 
Schleswig zur Verwaltung des dortigen 
Gewerbeaufſichtsamts verſetzt. 

Der Gewerberat Lohmann in Flens⸗ 
burg iſt zum 1. Oktober d. Is. nach Düſſel⸗ 
dorf verſetzt. Ihm iſt die Stelle eines 
gewerbetechniſchen Hilfsarbeiters bei der 
Regierung in Düſſeldorf verliehen. 

Dem Gewerberat Marczinowski in 
Magdeburg iſt vom 1. Oktober d. Is. an die 


planmäßige Stelle eines gewerbetechniſchen 
Hilfsarbeiters bei der Regierung in Magde⸗ 
burg verliehen. 

Der Gewerberat Salm in Schleswig iſt 
zum 1. Oktober d. Is. nach Flensburg zur 
Verwaltung des dortigen Gewerbeaufſichts⸗ 
amts verſetzt. 

Der Gewerbeaſſeſſor Hellwig in Köln⸗ 
Nord iſt zum Gewerberat ernannt und end⸗ 
gültig mit der Verwaltung des Gewerbe⸗ 
aufſichtsamts Köln⸗Nord beauftragt. 

Der Gewerbeaſſeſſor Schilling in Frank⸗ 
furt a. M.⸗Nord iſt zum 1. Oktober d. Is. 
nach Hanau verſetzt und mit der Verwaltung 
des dortigen Gewerbeaufſichtsamts beauftragt. 


Zum 1. Oktober d. Is. ſind 


die Gewerbeaſſeſſoren Herwig von 
M.⸗Gladbach nach Iſerlohn, Röſe 
von Charlottenburg nach Stettin, 
Körner von Berlin⸗Lichterfelde nach 
Charlottenburg und Holtmann von 
Berlin S. nach Kattowitz zur Ver⸗ 
waltung von Hilfsarbeiterſtellen bei 
den Gewerbeaufſichtsämtern Iſerlohn, 
Stettin J, Charlottenburg und Kattowitz 
verſetzt, 
diecewerbeinſpektionsaſſiſtentinnenT öpert 
in Stettin I und Glöckner in Redling- 


Alaat- 
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haufen den Gewerbeaufſichtsämtern Der Studienrat Dipl.-Ing. Beyer in 
Görlitz I und Minden als Aſſiſtentinnen Köln iſt zum Regierungs⸗ und Gewerbe⸗ 
überwieſen. ſchulrat ernannt worden. Ihm iſt die plan⸗ 

| mäßige Stelle eines Regierungs⸗ und Ge⸗ 


Dem Regierungs⸗ ‚und Gewerbeſchulrat werbeſchulrats bei den Regierungen in Köln 
Selle iſt die Stelle eines Regierungs und und Aachen mit dem Amtsſitz in Köln ber- 
Gewerbeſchulrats bei den Regierungen in liehen worden. 

Osnabrück und Aurich mit dem Amtsſitz in 
Osnabrück übertragen worden. 
Der Hilfslehrer, Chemiker Dr.-Ing. 

Der Gewerbeſchulrat Bauersfeld iſt mit Richard Betzel iſt zum plaumäßigen Ober⸗ 
der Wahrnehmung der Dienſtgeſchäfte eines lehrer an der Keramiſchen Fachſchule in Höhr 
Regierungs- und Gewerbeſchulrats bei den und der Direktorialaſſiſtent Dr. Berge zum 
Regierungen in Lüneburg und Stade mit planmäßigen Oberlehrer an der Keramiſchen 
dem Amtsſitz in Lüneburg beauftragt worden. Fachſchule in Bunzlau ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Kriegsteuerungszulagen und Kriegsbeihilfen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WO, den 25. September 1920. 

In der Anlage überſende ich Abdruck der von dem Herrn Finanzminiſter in Gemein⸗ 
ſchaft mit den Herren Miniſtern des Innern und für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
erlaſſenen Rundverfügung vom 15. September d. Is. mit dem Erſuchen, danach auch für 
den Bereich meiner Verwaltung zu verfahren. 

Die in der Anlage bezeichnete Rundverfügung vom 4. März 1919 iſt durch Rund⸗ 
erlag vom 12. März 1919 (§MBl. S. 64), der mit den dazu ergangenen Ergänzungen 
gleichfalls aufgehoben wird, überſandt worden. 

In Vertretung. 
ZB. I 3420. I 12439. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Der Finanzminiſter. Berlin C2, den 15. September 1920, 
Nachdem das Beamtendienſteinkommensgeſetz, das Beamtenaltruhegehaltsgeſetz, das 
Volksſchullehrerdienſteinkommensgeſetz und das Volksſchullehreraltruhegehaltsgeſetz, ferner 
der Teiltarifvertrag für die Angeſtellten bei den Reichs⸗ und den preußiſchen Staats⸗ 
verwaltungen mit Wirkung vom 1. April d. Is. in Kraft getreten ſind, werden der Rund⸗ 
erlaß vom 4. März 1919 über die Zahlung von laufenden Kriegsteuerungszulagen und 
Kriegsbeihilfen und die dazu ergangenen Ergänzungen aufgehoben. Jedoch ſind die 
laufenden Kriegsteuerungszulagen nach den bisherigen Grundſätzen vorſchußweiſe weiter⸗ 
zuzahlen, bis die neuen Beſoldungen, Ruhegehälter uſw. nach den eingangs genannten 
Geſetzen, dem Teiltarifvertrag und dem in § 13 Abſ. 1 des Volksſchullehrerdienſteinkommens⸗ 
geſetzes vorgeſehenen Geſetze feſtgeſtellt und zahlbar gemacht ſind. 
Zugleich im Namen der Miniſter des Innern und für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Der Finanzminiſter. 


An die nachgeordneten Behörden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


Handelskammer in Köln. 
Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer zu Köln iſt auf 44 erhöht worden. 
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2. Handelsverkehr. 
Preistreibereien auf dem Häutemarkte. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 25. September 1920. 


Wie der Herr Reichswirtſchaftsminiſter in einem Rundſchreiben bekannt gibt, geht aus 
den Berichten über die letzten Häuteauktionen in Dresden und Caſſel hervor, daß ſich hier 
und da wiederum eine Preistreiberei auf dem Gebiete des Häutemarktes bemerkbar macht. 
Insbeſondere wird durch unlautere Machenſchaften im Verlaufe der Auktionen eine künſt⸗ 
liche Einwirkung auf die Auktionspreiſe verſucht, die einen Irrtum über die wirkliche Markt⸗ 
lage zu erregen geeignet iſt und preisſteigend wirkt. Ein Verhalten, das beſonders zu Be⸗ 
denken Anlaß gibt, iſt das Zurückziehen der zur Verſteigerung geſtellten Häute oder die 
Selbſtanſteigerung durch den Eigentümer oder die Verweigerung des Zuſchlags ſeitens der 
Auktionsleitung, wenn die erzielten Preiſe dem Eigentümer oder der Auktionsleitung zu 
niedrig erſcheinen. 

Durch derartige Machenſchaften wird eine künſtliche Preisbildung hervorgerufen, die 
in keiner Weiſe der wirklichen Marktlage entſpricht. Die Preisprüfungsſtellen ſind daher 
erſucht worden, auf die Häuteauktionen beſonders zu achten, und in allen dieſen Fällen 
auf Grund des § 1 Ziffer 4 und 5 der Preistreibereiverordnung einzuſchreiten. 


Ich erſuche auch Ihrerſeits dieſen Vorgängen beſondere Beachtung zu widmen. 
Im Auftrage. 
Ib 6201. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Verkehr mit Opium und anderen Betäubungsmitteln. 


Berlin W 66, den 25. September 1920. 

Die Verordnung vom 22. März 1917 (RGBl. S. 256) über den Handel mit Opium 
und anderen Betäubungsmitteln iſt durch die Verordnung des Herrn Reichsminiſters des 
Innern vom 20. Juli 1920 (NGBL S. 1464) erſetzt worden. Wir heben die Ausführungs⸗ 
anweiſung vom 13. April 1917 (HMBl. S. 139) hiermit auf und beſtimmen: 

1. Zuſtändig für die Erteilung der nach 8 1 der Verordnung vom 20. Juli 1920 
erforderlichen Erlaubnis ſind die Regierungspräſidenten, im Landespolizeibezirk 
Berlin, nach dem Inkrafttreten des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadt⸗ 
gemeinde Berlin vom 27. April 1920 (GS. S. 128) im Ortspolizeibezirke Berlin 
der Polizeipräſident in Berlin. 

2. Die Erlaubnis iſt zu erteilen: 


a) Großhändlern oder Großherſtellern, wenn ſie vorwiegend mit chemiſchen 
Stoffen und Arzneimitteln im Großen Handel treiben und ihre Waren 
nicht unmittelbar an Verbraucher abſetzen; 


b) im übrigen nur ſolchen Perſonen, die die erwähnten Betäubungsmittel zu 
einem erlaubten wiſſenſchaftlichen oder gewerblichen Zwecke benutzen wollen 
und vermöge ihrer Vorbildung und perſönlichen Zuverläſſigkeit eine Gewähr 
gegen eine mißbräuchliche Verwendung bieten. 


Zugleich im Namen des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
5 Im Auftrage. 
M. f. V. LM II 2230. — M. f. H. IIb 6829. Gottſtein. 


An die Herren Regierungspräfidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


— 
* 
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3. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Seeſteuermanns⸗ und Seeſchifferprüfungen. 


Überjicht über die im 4. Vierteljahr 1920 in Preußen beginnenden Termine 
für die Prüfungen zum 


Seeſteuermann: Schiffer auf großer Fahrt: 
Geeſtemünde 12. Oktober, Stettin 18 November, 
Skalfunnds 0 * „ F Altonngagazgxzgz Dee 
Stettin .. . 6. Dezember, | Stralſund 15 5 i 
F re A . . 

Flensburg 7. . . 


Die Termine können um einige Tage verſchoben werden. 
Meldungen zu einer Prüfung find an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungs⸗ 
kommiſſion für Seeſchiffer zu richten. 


Seemaſchiniſtenprüfungen. 


Überſicht über die im 4. Vierteljahr 1920 in Preußen ſtattfindenden See— 
dampfſchiffsmaſchiniſtenprüfungen ſowie Vor⸗ und Hauptprüfungen zum 


Schiffsingenieur. 
Termine für die Prüfungen zum Seemaſchiniſten 
III. und IV. Klaſſe: II. und J. Klaſſe: 

Königsberg 16 Oktsber; Stetter: ee 
Fenseurd Id 

„„ͤ 0 er a elaieobentber. 

Geeſtemünde . . 13. Dezember, 

Termin für die Prüfung zum Schiffs ingenieur: 
Vorklaſſe: Hauptklaſſe: 

Sein 22. November Stettin nr 


Meldungen zu einer Prüfung ſind an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungs⸗ 
kommiſſion zu richten. 


Ausnahmebeſtimmungen für die Zulaſſung zu den Schiffsingenieur⸗, Seemaſchiniſten⸗ und 
nautiſchen Prüfungen. 
Der Miniſter ſür Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 4. Oktober 1920. 
Der Herr Reichswirtſchaftsminiſter hat im Einverſtändnis mit mir die 

a) in dem Erlaſſe vom 26. September 1914 (HM Bl. S. 487) für die ausnahms⸗ 
weiſe Zulaſſung zu den Seemaſchiniſten⸗ und Schiffsingenieur⸗Prüfungen, 

b) in den Ausnahmebeſtimmungen für die Zulaſſung zu den Prüfungen zum 
Schiffer auf kleiner Fahrt, zum Seeſteuermann und zum Schiffer auf großer 
Fuhrt vom 13. Auguſt 1919 (HMBl. ©. 223), 

e) in der Ausnahmebeſtimmung über die Zulaſſung von Maſchiniſten mit dem 
Befähigungszeugnis 2. und 1. Klaſſe bzw. mit dem Befähigungszeugnis 2. Klaſſe 
nach beſtandener Vorprüfung zum Schiffsingenieur, ohne den Nachweis weiterer 
Seefahrtzeit einmalig zur nächſthöheren Prüfung vom 3. März 1920 (11/2. S. 435, 
HMBl. S. 97) 

feſtgeſetzten Friſten für die Geltungsdauer dieſer Vorſchriften ausnahmsweiſe und wider⸗ 
ruflich bis zum 1. April 1922 verlängert. 
Ich erſuche Sie, die in Frage kommenden Prüfungskommiſſionen umgehend mit ent⸗ 
ſprechender Weiſung zu verſehen. 
Im Auftrage. 
III 13106. IV 10408. von Meyeren. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
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4. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
Krabbenkonſerven. 
Der Minifter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 18. September 1920. 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsminiſter des Innern ſowie in Überein⸗ 
ſtimmung mit den in den übrigen deutſchen Ländern getroffenen Maßnahmen erklären wir 
uns damit einverſtanden, daß bis auf weiteres in Krabbenkonſerven 0,5 v. H. Borſäure 
geduldet werden, ſofern dieſer Zuſatz auf den für die Verbraucher beſtimmten Umhüllungen 
deutlich angegeben wird. 

Wir ſind hierbei von der Erwägung ausgegangen, daß es bisher den Herſtellern von 
Krabbenkonſerven noch nicht durchweg gelungen iſt, ohne Verwendung von Borſäure eine 
verkehrsfähige Ware anzufertigen, und daß die Durchführung weiterer einſchlägiger Verſuche 
zur Zeit beſonderen Schwierigkeiten begegnet. Weiter iſt berückſichtigt worden, daß, ſofern 
die Verwendung der Borſäure bei der Haltbarmachung von Lebensmitteln auf die Anferti⸗ 
gung von Krabbenkonſerven beſchränkt wird, die Borſäuremengen, die alsdann gelegentlich 
zum Genuß gelangen, ſo gering ſind, daß ſie die menſchliche Geſundheit nicht gefährden 
dürften. Und ſchließlich pflegt die Bevölkerung Krabbenkonſerven nicht regelmäßig und 
nicht in großen Mengen zu genießen. 

Wir erſuchen, die mit der Überwachung des Verkehrs mit Lebensmitteln betrauten 
Beamten und Sachverſtändigen, insbeſondere die öffentlichen Nahrungsmittelunterſuchungs— 
anſtalten, anzuweiſen, hiernach zu verfahren. 


Zugleich im Namen des Herrn Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und 
des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt 
Im Auftrage 
IM II 2030 M. f. B. — IIb 6491 M. f. H. Gottſtein. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


5. Eichweſen. 
Zuſchläge zu den Eichgebühren. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 25. September 1920. 


Im Anſchluß an meinen Runderlaß vom 29. Januar d. Is. (HMBL S. 40) überſende 
ich einen Abdruck der Verordnung über Zuſchläge zu den Eichgebühren vom 8. September 
d. Is. (RG Bl. ©. 1662) zur Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung. 

„Die Zuſchläge find in gleicher Höhe (400 vom Hundert) auch zu den Nacheichungs⸗ 
gebühren und zu den Zuſchlägen bei denſelben zu erheben. Die Zuſchläge, welche bei 
Nacheichungen außerhalb einer Amtsſtelle in den Fällen des Artikel I] der Anordnung vom 
13. März 1912 zu erheben ſind, betragen fortan 5 „ ein Zuſchlag von 10 . iſt zu 
erheben, wenn die Geſamtgebühren mehr als 5 „ betragen. 

Im übrigen ſind die Beſtimmungen meines Runderlaſſes vom 29. Januar d. Is. 
auch fernerhin zu beachten. 

Soweit Neueichungs- und Nacheichungsgebühren bereits erhoben ſind, verbleibt es 
bei den bisherigen Feſtſetzungen. Von einer nachträglichen Einziehung der Gebühren iſt 
abzuſehen. 

Ini Auftrage. 
Ia 6757. Neuhaus. 


An den Herrn Obereichungsdirektor in Berlin und die Herren Eichungsdirektoren (einſchließ⸗ 
lich Schneidemühl) ſowie zur Kenntnisnahme an die Herren Oberpräſidenten. 


M 
unge, 


pr 
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Anlage. 
Verordnung über Zuſchläge zu den Eichgebühren. 
Auf Grund des § 16 der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 349) wird mit Zuſtimmung des Reichsrats folgende Verordnung erlaſſen: 
Sera 
Der im $ 1 der Verordnung über Zuſchläge zu den Eichgebühren vom 19. Januar 
1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 74) feſtgeſetzte Gebührenzuſchlag wird auf 400 vom Hundert erhöht. 
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Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 8. September 1920. 


Die Reichsregierung. 


6. Sonſtige Angelegenheiten. 
Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
26. Auguſt 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden 
Handelsrichter bei den Kammern für Handelsſachen in Frankfurt a. M. wird das der 
Allgemeinen Verfügung vom 12. März 1904 (HMBl. S. 81) in der Faſſung der Allgemeinen 


unage. Verfuͤgung vom 19. April 1920 (JMBl. S. 162) “) beigefügte Verzeichnis A zu Nr. 8 in der 


aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 
Berlin, den 28. Auguſt 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
8 
Im Auſtrage Im Auftrage 
Neuhaus. Geißler. 
Anlage. 
Verzeichnis A. 
£ 8 8 a A der Anzahl der von d 
Ofde. une Zum Vorſchlage 5 dasein en 
Nr für der Handelsrichter berechtigte Handels⸗ des Handelsſtandes 
. R 5 vorzuſchl de 
Handelsſachen | Organe des Handelsſtandes richter e 8 1 * 
n 3 4 FR 5 
18 Frankfurt a. M.] Handelskammer zu Frank⸗ 
furt ck , ae 28 28 84 


) HS Ml. S. 117. 


Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
26. Auguſt 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden 
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Handelsrichter bei den Kammern für Handelsſachen in Hannover wird das der a 
Verfügung vom 12. März 1904 (HMBI. S. 81) beigefügte Verzeichnis A zu Nr. 8 in der 
aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 28. Auguſt 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
Im Auftrage Im Auftrage 
Neuhaus. Geißler. 
Verzeichnis A. 
; £ r An ahl der Anzahl der von den 
Lfde. n Zum Vorſchlage . le Organen 
Nr für der Handelsrichter berechtigte Handels⸗ des ad 
. i € vorzuſchlagenden 
Handelsſachen Organe des Handelsſtandes richter Stellvertreter en 
2 3 4 5 EN 
8 Hannover Handelskammer zu Han⸗— 
node ah Mio: 16 16 48 


Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters 1 
1. September 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden 
Handelsrichter bei den Kammern für Handelsſachen des Landgerichts in Köln wird das 
der Allgemeinen Verfügung vom 12. März 1904 (HM Bl. S. 81) beigefügte er A 
zu Nr. 23 in der Faſſung der Allgemeinen Verfügung vom 25. März 5 . (SHMBl. S. 97) 
in der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 2. September 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
Im Auftrage Im Auftrage 
Neuhaus. Geißler. 
' Anlage. 
Verzeichnis A. 
; 0 A anal! der Anzahl der von den 
Lfde. 5 e — — — einzelnen Organen 
für der Handelsrichter berechtigte 5 Anbei» des Ha ee 
Stellvertreter] vorzuſchlagenden 
Handelsſachen Organe des Haudelsſtandes richter | Perſonen 
Dee 3 4 5 
23 Köln a) Handelskammer zu Köln“ 44 | 21 120 
b) Handelskammer zu Bonn 12 


(vgl. auch Nr. 21) 


Anlage 


An, age 


Unlage. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Allgemeines. 
Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 10. September 1920. 
Infolge der Abänderung der § 134a Abſ. 2, § 134b Abſ. 3, 8 134e Abſ. 1 ſowie Auf⸗ 
hebung der 88 134d und 134h der Reichsgewerbeordnung durch das Betriebsrätegeſetz vom 
4. Februar 1920 (RGBl. S. 147) iſt es notwendig geworden, auch die Beſtimmungen der 
Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung vom 1. Mai 1904 (HMBl. S. 123) über die 
Arbeitsordnungen entſprechend abzuändern. Ich habe daher die anliegende Verordnung 
erlaſſen, welche ich alsbald in einer Beilage zu dem dortigen Amtsblatte zu veröffentlichen 
erſuche. Die Drucklegung der Beilage iſt der Buchdruckerei von Julius Sittenfeld in 
Berlin W. 8, Mauerſtraße 44, übertragen, die Ihnen die Beilage demnächſt zuſenden wird. 


In Vertretung. 
III 12200. 1 11685. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und an deu Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Anlage. 
Verordnung, 
betreffend 


die Abänderung der Beſtimmungen der Ausführungsanweiſung zur 
Gewerbeordnung für das Deutſche Reich (RGBl. 1900 S. 871) vom 
1. Mai 1904 (HM Bl. S. 123) über die Arbeitsordnungen. 


Infolge Abänderung des § 134 a Abſ. 2, § 134 b Abſ. 3, § 134 e Abſ. 1 ſowie Auf⸗ 


hebung der §8 134d und 134h der Reichsgewerbeordnung durch das Betriebsrätegeſetz 


vom 4. Februar 1920 (RGBl. S. 147) beſtimme ich im Einvernehmen mit dem Herrn 
Miniſter des Innern folgendes: 
1. Ziffer 3e der Ausführungsanweiſung vom 1. Mai 1904 (HM Bl. S. 123) erhält 
folgende Faſſung: 
in den Fällen des § 105% Abſ. 4, ſoweit es ſich un Betriebe der im § 105 b 
Abſ. 1 bezeichneten Art handelt, in den Fällen der 88 105f, 138 a, 139, ferner 
in den Fällen der 88 134 e und 1341, ſoweit es ſich nicht um offene Verkaufsſtellen 
($ 139k) handelt, die Gewerberäte. 


2. Der Abſchnitt J der Ausführungsanweiſung erhält folgende Faſſung: 


J. Arbeitsordnungen. 
(88 133 h, 134 a bis 134g.) 
Allgemeines. 

218. Die Verpflichtung zum Erlaß einer Arbeitsordnung beſteht für 
jeden Betrieb, in welchem in der Regel mindeſtens 20 Arbeiter beſchäftigt 
werden. Bei Ermittlung dieſer Zahl kommen nicht in Aurechnung: 

a) Arbeiter, die wegen außergewöhnlicher Häufung der Arbeit oder aus 
anderen Gründen nur vorübergehend angenommen werden, 
b) die Betriebsbeamten, Werkmeiſter und Techniker. 


219. Zwei mit Unterſchrift des Arbeitgebers und des Betriebsrats ſowie 
mit dem Datum des Erlaſſes verſehene Ausfertigungen der Arbeitsordnung oder 
eines Nachtrags dazu ſind binnen drei Tagen nach dem Erlaß dem zuſtändigen 
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Gewerberat zur Prüfung einzureichen. Die Prüfung hat ſich darauf zu er- 
ſtrecken, ob der Inhalt der Arbeitsordnungen und der Nachträge dazu nicht den 
geſetzlichen Beſtimmungen zuwiderläuft (8 1348), und iſt jo raſch vorzunehmen, 
wie es ohne Beeinträchtigung ihrer Gründlichkeit möglich iſt. 


Prüfung der Arbeits ordnungen. 

220. Bei jeder Arbeitsordnung und jedem Nachtrag iſt insbeſondere 
zu prüfen: 

a) ob die Arbeitsordnung alle im erſten Abſatze des § 134 b unter 1 bis 4 
erforderten Beſtimmungen enthält. 

Für Anfang und Ende der Arbeitszeit (8 134b Ziffer 1) müſſen 
beſtimmte Zeitpunkte feſtgeſetzt werden. Danach iſt es z. B. unzuläſſig, 
in der Arbeitsordnung zu beſtimmen, „daß die Arbeit morgens zwiſchen 
6 und 8 Uhr beginnt und abends zwiſchen 7 und 9 Uhr endet.“ Dagegen 
können Beginn und Ende der Arbeitszeit nach den Jahreszeiten verſchieden 
feſtgeſetzt werden. Auch iſt es zuläſſig, die Vorausſetzungen zu beſtimmen, 
unter denen vorübergehende Abweichungen von der regelmäßigen Dauer 
und Lage der Arbeitszeit ſtattfinden können; 
ob die etwa vorgeſehenen Aufkündigungsfriſten für beide Teile gleich be— 
meſſen find (vgl. § 122). 

Kündigungsfriſten (§S 1340 Ziff. 3) können mit einzelnen Arbeitern 
abweichend von den Beſtimmungen der Arbeitsordnung vereinbart werden, 
dagegen müſſen die beſonderen Entlaſſungsgründe in der Arbeitsordnung 
im einzelnen genau bezeichnet werden; f 
ob die Beſtimmungen für großjährige Arbeiter ſich auf deren Verhalten 
im Betriebe beſchränken; 
ob die Geldſtrafen nicht die geſetzlich zuläſſige Höhe überſteigen, und in 
welcher Weile die Strafgelder und die nach 8 134 Abſ. 1 verwirkten 
Lohnbeträge verwendet werden. 

Es iſt zuläſſig und ausreichend, wenn in der Arbeitsordnung nur 
der Höchſtbetrag der Strafe feſtgeſetzt, ihre Bemeſſung im Einzelfall aber 
dem Übereinkommen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiterrat überlaſſen wird. — 
Hinſichtlich der Verwendung der Strafgelder und der nach § 134 Abſ. 1 
verwirkten Lohnbeträge genügt nicht die allgemeine Zweckbeſtimmung, daß 
ſie „zum Beſten der Arbeiter der Fabrik“ verwendet werden; die Art 
ihrer Verwendung iſt vielmehr beſtimmt zu bezeichnen. Die Zuwendung 
von Strafgeldern an eine Ortskrankenkaſſe ſtellt eine Verwendung zum 
Beſten der Arbeiter in der Fabrik, wie fie $ 134b Abſ. 2 verlangt, nicht 
dar. Gegen den Willen des Unternehmers kann jedoch nicht verlangt 
werden, daß auch die nach § 134 Abſ. 1 verwirkten Lohnbeträge zum 
Beſten der Arbeiter verwendet werden; 
ob die etwa auf Grund einer Bekanntmachung nach $ 120e in die Arbeits- 
ordnung aufzunehmenden Beſtimmungen darin enthalten ſind. 


221. Da die Arbeitsordnung von dem Gewerberate nicht zu beſtätigen 
oder zu genehmigen iſt, und dieſer zu jeder Zeit, wenn er einen Mangel in der 
Arbeitsordnung entdeckt, ſeine Beſeitigung anordnen kann, ſo iſt es geboten, 
mit Vorſicht vorzugehen und nur wegen zweifelloſer Lücken und offenbarer 
Geſetzwidrigteiten die Ergänzung oder Abänderung anzuordnen. In zweifel⸗ 
haften Fällen empfiehlt es ſich, die vertragſchließenden Parteien zunächſt lediglich 
auf die obwaltenden Zweifel und Bedenken aufmerkſam zu machen und die 
Anordnung einer Abänderung für den Fall vorzubehalten, daß ſich ſpäter das 
Vorhandenſein einer Geſetzwidrigkeit zweifellos herausſtellen ſollte. 

Die Verfügungen auf Grund des § 134f find an den Arbeitgeber zu 
richten, der nach 8 147 Abſ. 1 Ziff. 5 für den ordnungsgemäßen Erlaß der 
Arbeitsordnung verantwortlich iſt. 

Gegen dieſe Verfügungen findet binnen 2 Wochen die Beſchwerde an den 
Regierungspräſidenten (im LPB. Berlin an den Oberpräſidenten) ſtatt (§ 134f 
Abf. 2). Gegen die Entſcheidung des Regierungspräſidenten (im ABB. Berlin 
des Oberpräſidenten) findet eine weitere Beſchwerde nicht ſtatt. 
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Wenn der Gewerberat der Anſicht ift, daß eine bindende Entſcheidung des 
Schlichtungsausſchuſſes nach $ 75 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 
(RGBl. S. 147) mit den beſtehenden Geſetzen nicht zu vereinbaren ſei, jo hat 
er ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde zu berichten, welche zu entſcheiden hat, ob 
eine Anderung der Arbeitsordnung herbeizuführen iſt. 

Beide Ausfertigungen der Arbeitsordnung oder eines Nachtrags dazu 
ſind, ſobald ein Anlaß zu Beanſtandungen nicht mehr vorliegt, von dem 
Gewerberat mit einem Prüfungsvermerk zu verſehen. Die eine Ausfertigung iſt 
dem zur Einreichung verpflichteten Arbeitgeber zurückzuſenden, die andere zu den 
Akten des Gewerbeaufſichtsamts zu nehmen. 


222. Da die Arbeitsordnungen ſeit Inkrafttreten des Betriebsrätegeſetzes 
vom 4. Februar 1920 (RG Bl. S. 147) von dem Arbeitgeber gemeinſam mit 
dem Betriebsrat erlaſſen werden, während der Erlaß bisher dem Unternehmer 
allein zuſtand, wird es ſeltener als bisher notwendig ſein, auf die Beſeitigung 
oder Verbeſſerung ſolcher Beſtimmungen hinzuwirken, die zwar nicht den 
Geſetzen, aber der Billigkeit widerſtreiten. Bei der Prüfung iſt aber dieſer 
Frage auch in Zukunft Aufmerkſamkeit zu widmen, und es iſt gegebenenfalls 
in geeigneter Weiſe auf die Vertragsparteien einzuwirken. Soweit der prüfende 
Beamte einem Schlichtungsausſchuß angehört, iſt ihm auf Grund des § 75 
des Betriebsrätegeſetzes unter Umſtänden bereits vor Erlaß der Arbeitsordnung 
Gelegenheit geboten, auf einen gerechten Ausgleich der Wünſche beider Parteien 
hinzuwirken. Aber auch dann, wenn ſie einem Schlichtungsausſchuſſe nicht 
angehören, ſollen die Gewerbeaufſichtsbeamten ſich eine Vermittlung angelegen 
ſein laſſen. 

3. In Abſchnitt M erhält Ziffer 270 folgende Faſſung: 

270. Zwei mit Unterſchrift des Arbeitgebers und des Betriebsrats ſowie 
mit dem Datum des Erlaſſes verſehene Ausfertigungen der Arbeitsordnung 
oder eines Nachtrags dazu ſind binnen drei Tagen nach dem Erlaß unmittelbar 
oder durch Vermittlung der Ortspolizeibehörde der unteren Verwaltungsbehörde 
einzureichen. Die untere Verwaltungsbehörde hat zu prüfen, ob die eingereichten 
Arbeitsordnungen und die dazu erlaſſenen Nachträge vorſchriftsmäßig erlaſſen 
ſind, und ob ihr Inhalt den geſetzlichen Beſtimmungen nicht zuwiderläuft 
($ 134). Dieſe Prüfung iſt ſo raſch vorzunehmen, wie es ohne Beein⸗ 
trächtigung ihrer Gründlichkeit möglich iſt. 

Bei jeder Arbeitsordnung und jedem Nachtrag iſt zu prüfen: 

a) ob die Arbeitsordnung alle im erſten Abſatze des § 1344 unter Ziffern 1 

bis 4 erforderten Beſtimmungen enthält, 

b) ob die etwa vorgeſehenen Aufkündigungsfriſten für die Handlungsgehilfen, 
abgeſehen von dem Falle des § 68 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs, für 
beide Teile gleich bemeſſen ſind und auch ſonſt den Vorſchriften der 88 67 
bis 69 des Handelsgeſetzbuchs entſprechen, 
ob die Beſtimmungen für großjährige Augeſtellte ſich auf deren Verhalten 
im Betriebe beſchränken, 
ob die Geldſtrafen die geſetzlich zuläſſige Höhe nicht überſteigen, und in 
welcher Weiſe die Strafgelder zum Beſten der Angeſtellten verwendet 
werden. Für dieſe Verwendung genügt nicht die allgemeine Zweck 
beſtimmung, daß die Strafgelder „zum Beſten der Angeſtellten des 
Geſchäfts“ verwendet werden. Es iſt vielmehr auch die Art der Ver⸗ 
wendung dieſer Strafgelder zu bezeichnen. 

Im übrigen finden hinſichtlich des Verfahrens und der Rechtsmittel gegen die An⸗ 
ordnungen der unteren Verwaltungsbehörde die Beſtimmungen der Ziffer 221 entſprechende 
Anwendung. 


Berlin, den 10. September 1920. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


In Vertretung. 
Dönhoff. 


ERS, 
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2. Stehender Gewerbebetrieb. 
Gewerbebetrieb der Stellenvermittler. 
Der Minifter für Handel und Geiverbe. Berlin Wo, den 30. September 1920. 


Die verfaſſunggebende preußiſche Landesverſammlung hat am 21. September 1920 
auf den Antrag ihres Handels⸗ und Gewerbeausſchuſſes, Druckſache Nr. 2110, beſchloſſen, 
die preußiſche Staatsregierung um folgendes zu erſuchen: 

Die nach der Verordnung vom 25. Juli 1910 zur Ausführung des Stellenvermittler⸗ 
geſetzes vom 2. Juni 1910 (Geſetzſamml. S. 155 und Reichs⸗Geſetzbl. S. 860) zuſtändigen 
Behörden ſind anzuweiſen: 

a) bei der Erteilung der Erlaubnis zum Gewerbebetrieb eines Stellenvermittlers 
die Bedürfnisfrage ernſtlich zu prüfen, 

p) der Beaufſichtigung der Geſchäftsführung der Stellenvermittler beſondere Auf— 
merkſamkeit zu ſchenken. 

Ich erſuche, die zuſtändigen Beſchlußbehörden (Bezirksausſchuß, Kreisausſchüſſe) vor⸗ 
ſtehend zu a zu verſtändigen und zu b die unterſtellten Polizeibehörden mit entſprechender 
Anweiſung zu verſehen. 


II 18242. Fiſchbeck. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Verordnung zum Schutze der Preßluftarbeiter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 30. September 1920. 


In der Nr. 146 des Reichs-Geſetzblatts iſt die vom Herrn Reichsarbeitsminiſter mit 
Zuſtimmung des Reichsrats auf Grund des § 120 e der Gewerbeordnung erlaſſene Ver— 
ordnung zum Schutze der Preßluftarbeiter vom 28. Juni 1920 veröffentlicht worden, 
zu deren Erläuterung und Ausführung wir folgendes bemerken. 

Unter den Perſonen, die ſich einige Zeit in Räumen aufhalten, in denen ein erhöhter 
Druck herrſcht, kommen eigenartige Erkrankungen vor, die gewöhnlich als Preßluft- oder 
Drucklufterkrankungen oder auch als Caiſſonkrankheit bezeichnet werden, da fie zuerſt und 
am häufigſten bei den in Caiſſons tätigen Arbeitern beobachtet worden ſind. Man kann 
dabei zwei Gruppen von Krankheitserſcheinungen unterſcheiden: 

1. Trommelfell- und Mittelohrſtörungen, oder Kopfſchmerz, die beſonders bei 
ſchneller Steigerung des Druckes vorkommen und oft ſehr ſchmerzhaft ſind. 
Sie treten auf, wenn die Ausgänge in den Höhlen des Mittelohrs oder der 
Naſe (durch Katarrh uf.) verengt oder verſtopft find, und infolgedeſſen der 
Druck der in ihnen befindlichen Luft ſich nicht ſogleich mit dem der Preßluft 
ausgleichen kann. 

2. Die eigentlichen Preßlufterkrankungen, die nur bei oder nach dem Aufhören 
des Druckes — beim Ausſchleuſen aus den Preßlufträumen — auftreten. 


Sie ſind darauf zurückzuführen, daß ſich die Körperflüſſigkeit, insbeſondere das Blut, 
in den Preßlufträumen mit Gas — beſonders Stickſtoff — ſättigt und größere Mengen 
davon aufnimmt als unter gewöhnlichem Luftdruck. Wenn der Druck nun ſchnell nach» 
läßt, ſo ſind dieſe Gaſe frei und ſcheiden ſich als Blaſen ab, ähnlich wie die Kohlenſäure 
in einer Flaſche Selterswaſſer, wenn dieſe geöffnet wird. Dieſe Gasblaſen rufen nun da⸗ 
durch, daß ſie den Blut- oder Safteumlauf in den betreffenden Körperteilen erſchweren 
oder ganz hindern, mehr oder weniger bedrohliche, häufig ſehr ſchmerzhafte Erſcheinungen 
hervor. 

ö Die leichteſten und bei mäßigen Drucken häufigſten Erſcheinungen find die Glieder⸗ 
ſchmerzen, die meiſt in Heilung ausgehen, aber auch zu Knochenerkrankungen und In— 
validität führen können. Schwerer ſind die Erſcheinungen die vom Gehirn ausgehen, 
Schwindel, Kopfſchmerz, Übelkeit und Erbrechen. Sie rühren wahrſcheinlich von einer 
zerſtreuten, ſehr kleinblaſigen Gasentwicklung im Gehirn her und ſind deswegen unangenehm, 
weil ſie durch das übliche Heilverfahren bei Preßluftkrankheiten nicht gebeſſert werden. 
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Dies Verfahren beſteht darin, daß der Erkrankte in einer beſonderen Vorrichtung nochmals 
unter erhöhten Luftdruck gebracht, und der Druck nach einiger Zeit ganz langſam und vor⸗ 
ſichtig abgelaſſen wird. Die ganz ſchweren Erſcheinungen beſtehen in Lähmungen, Lungen⸗ 
embolie und Herzſchwäche, je nachdem ſich größere Luftblaſen im Zentralnervenſyſtem, 
in der Lunge oder im Herzen bilden oder anſammeln. Sie verurſachen ſchwere oft dauernde 
Lähmungen und nicht ſelten den Tod. 

Die Zahl der Preßlufterkrankungen ſteigt je nach der Höhe des Luftdrucks, dem die 
betreffenden Perſonen ausgeſetzt werden. Schon bei einem Überdrucke von 0, bis 0,5 Kilo⸗ 
gramm für den Quadratzentimeter — kg/ em — find leichte Erkraukungserſcheinungen beob- 
achtet. Solange aber der Überdruck unter 1,3 kg’/qem bleibt, pflegen ſchwere Erſcheinungen 
nicht aufzutreten. Überſteigt er dauernd oder für mehrere Tage 1,3 kg/gem, fo kommen 
ſchon ſehr bedenkliche Erſcheinungen vor, überſteigt er 2,5 kg /qem, fo iſt die Gefahr, ſchwer 
zu erkranken, verhältnismäßig groß. 

Andererſeits hat ſich gezeigt, daß es möglich iſt, durch geeignete Maßnahmen die 
Gefahren, denen die Druckluftarbeiter ausgeſetzt ſind, ganz erheblich herabzumindern. 
An erſter Stelle kommt dabei außer einer dauernden ärztlichen Überwachung die Art und 
Zeit des Ein⸗ und Ausſchleuſens in Frage. Durch langjährige eingehende Beobachtungen 
in Verbindung mit zahlreichen Tierverſuchen iſt es gelungen, zuverläſſige Grundlagen 
für die Schleuſungszeiten zu finden. Die Zahl der in Preßluft tätigen Perſonen hat im 
Laufe der Zeit ſtark zugenommen, denn es werden immer mehr Arbeiten unter Preßluft 
ausgeführt. Während dies früher im allgemeinen nur bei Niederbringen von Caiſſons 
zum Bau von Brückenteilen geſchah, werden jetzt auch beim Bau von Tunnels, Turbinen- 
ſchächten, Bergwerksſchächten uſw. vielfach Arbeiten unter erhöhtem Luftdruck vorgenommen. 

Die Erkenntnis, daß es möglich iſt, die Preßluftarbeiter gegen die ihnen drohenden 
Gefahren in weitgehender Weiſe zu ſchützen, hat bereits verſchiedentlich im In- und Aus— 
lande zum Erlaß beſonderer Vorſchriften über die Ausführung von Preßluftarbeiten Ver- 
anlaſſung gegeben. 

Die ſtändig zunehmende Ausdehnung der Preßluftarbeiten und die verhältnismäßig 
große Zahl der dabei beſchäftigten Arbeiter ließen es erwünſcht erſcheinen, dafür allgemeine 
Vorſchriften für das Reich zu erlaſſen. 

Zu den einzelnen Vorſchriften der Verordnung iſt folgendes zu bemerken. 

Um das Anwendungsgebiet der Vorſchriften feſtzulegen, iſt in einer Vorbemerkung 
angegeben, welche Arbeiten als „Preßluftarbeiten“ zu verſtehen ſind. 

In § 1 iſt vorgeſchrieben, daß jeder, der Preßluftarbeiten ausführen will, dies vor— 

er dem zuſtändigen Gewerbeaufſichtsbeamten unter Beifügung beſtimmter Unterlagen 
über die Art, die örtliche Lage und die vorausſichtliche Dauer der Arbeiten anzuzeigen 
ſhat. Bislang erfuhren die Aufſichtsbeamten vielfach gar nicht oder nur zufällig oder zu 
pät, wo Preßluftarbeiten ſtattfanden. Hierdurch wurde die Durchführung der zum Schutze 
der Arbeiter nötigen Maßnahmen häufig unmöglich gemacht oder doch ſehr erſchwert. Um 
die in den SS 27 ff. angeordnete ärztliche Überwachung von vornherein ſicherzuſtellen, 
hat der Gewerbeaufſichtsbeamte von der ihm zugehenden Anzeige dem zuſtändigen Kreis⸗ 
arzt Kenntnis zu geben und dieſen auch über alle weſentlichen Anderungen des Betriebs 
zu unterrichten. 

§ 2 enthalt die an die Betriebsleitungen zu ſtellenden Anforderungen und regelt 
die Verantwortlichkeit des Betriebsführers. a | 

Die $$ 3 bis 20 enthalten eingehende Vorſchriften über die Einrichtung der Arbeits- 
räume, die Anordnung, Zahl, Größe und Leiſtung der Luftdruckpumpen, die Zuführung, 
Reinigung, Kühlung oder Erwärmung der Druckluft, die Anordnung der Luftdruckleitungen, 
die Signalvorrichtungen, die Druckmeſſer, die Einrichtung und Benutzung der Perſonen⸗ 
und Materialſchleuſen u. a. Sollten nach der beſonderen Art des Betriebs im Einzel⸗ 
fall Abweichungen von dieſen Vorſchriften wünſchenswert und unbedenklich erſcheinen, 
jo bietet die im § 53 den Regierungspräſidenten erteilte allgemeine Ausnahmebefugnis 
die Möglichkeit, ſolche Abweichungen auf Antrag nach Anhörung der zuſtändigen Aufſichts⸗ 
beamten zuzulaſſen. . 

In den $$ 21 und 22 ift beſtimmt, in welchen Fällen eine Krankenkammer vorhanden 
ſein muß, die es geſtattet, erkrankte Arbeiter gleichzeitig mit dem Arzte oder der nach $ 29 
zur erſten Hilfeleiſtung bei Preßlufterkrankungen beſtellten Perſönlichkeit unter den 
Höchſtdruck zu bringen, der in dem Arbeitsraum zur Auwendung kommt, und wie eine 
ſolche Krankenkammer eingerichtet ſein muß. 
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Die §§ 23 bis 26 enthalten Vorſchriften über die Wafch-, Aufenthalts-, Umkleide⸗ 
und Speiſeräume, ſowie die Abortanlagen. 

In den §8 27 bis 33 wird die ärztliche Überwachung geregelt. Da es bei dem fort⸗ 
währenden Wechſel der Betriebsſtätten den mit der Überwachung des Geſundheitszu⸗ 
ſtandes der Preßluftarbeiter zu beauftragenden Arzten nur ausnahmsweiſe möglich ſein 
wird, ausreichende Erfahrungen über die Behandlung und Verhütung von Preßluft⸗ 
erkrankungen zu ſammeln, iſt der Verordnung eine beſondere „Dienſtanweiſung für den 
Preßluftarzt“ angeſchloſſen, die dieſem als Unterlage für ſeine Maßnahmen dienen ſoll. 
Die genaue Beachtung dieſer Dienſtanweiſung iſt durch den zuſtändigen Kreisarzt zu 
überwachen, der dabei von dem Gewerbeaufſichtsbeamten zu unterſtützen iſt. Der Re⸗ 
gierungspräſident hat dem zuſtändigen Gewerbeaufſichtsbeamten und Medizinalbeamten 
jede von ihm erteilte Ermächtigung eines Arztes zur Überwachung des Geſundheitszuſtandes 
von Preßluftarbeitern mitzuteilen. Etwaige Anſtände an der Tätigkeit des Preßluft⸗ 
arztes ſind von dieſen Beamten zur Kenntnis des Regierungspräſidenten zu bringen. 

In $ 34 find Vorſchriften über die Arbeitszeit der Preßluftarbeiter vorgeſehen. Nach 
den gemachten Erfahrungen muß dieſe bei höherem Drucke ſtark eingeſchränkt werden, 
wenn Geſundheitsſchädigungen vermieden werden ſollen. Die genaue Einhaltung der 
vorgeſchriebenen Arbeitszeit bedarf ſorgfältigſter Überwachung. 

» Die in den $8 35 und 36 enthaltenen eingehenden Vorſchriften über das Ein- und 
Ausſchleuſen ſind von beſonderer Wichtigkeit, da die meiſten Preßlufterkrankungen durch 
zu ſchnelles Ein- oder Ausſchleuſen hervorgerufen werden. Beſonders das Ausſchleuſen 
muß ſehr langſam und vorſichtig von ſtatten gehen; die dafür vorgeſehenen Zeiten ent— 
ſprechen praktiſchen Erfahrungen. Um jeden neu eintretenden Arbeiter über die Vor: 
gänge beim Ein- und Ausſchleuſen ſowie über ſein Verhalten dabei zu belehren und auf 
die Gefahren aufmerkſam zu machen, denen er ſich bei Außerachtlaſſung der Vorſchriften 
ausſetzt, iſt ihm das der Verordnung als Anlage 2 beigefügte „Merkblatt für Preßluft⸗ 
arbeiter“ einzuhändigen. 

§ 37 ſieht die Auſtellung eines beſonderen Schleuſenwärters für den Fall vor, daß 
gleichzeitig mehr als vier Perſonen geſchleuſt werden oder der Überdruck im Arbeitsraum 
mehr als 1,3 kg/gem beträgt. Dem Schleuſenmeiſter müſſen nach dem Muſter der als 
Anlage 3 der Verordnung angeſchloſſenen „Dienſtanweiſung für den Schleuſenwärter“ 
genaue Vorſchriften über ſeine Tätigkeit gegeben werden. 

Die 88 38 bis 48 enthalten nähere Beſtimmungen über das Ein- und Ausſchleuſen 
ſowie über die Behandlung der hierbei etwa erkrankten Perſonen. 

$ 49 verbietet das Rauchen innerhalb der Arbeitsräume und Schleuſen und den Genuß 
alkoholiſcher Getränke während der Arbeitszeit. Auch dürfen alkoholiſche Getränke weder 
in die Arbeitsräume und Schleuſen noch in die Umkleideräume mitgebracht oder dort feil- 
enen werden. Der Arbeitgeber hat die Durchführung dieſer Vorſchriften zu über— 
wachen. 

§ 50 verpflichtet den Arbeitgeber, den Arbeitern unentgeltlich heißen Kaffee oder 
Tee in ordnungsmäßiger Beſchaffenheit und genügender Menge zur Verfügung zu ſtellen. 

Nach der Vorſchrift im § 51 darf mit den Preßluftarbeiten erſt begonnen werden, 
wenn dem zuſtändigen Gewerbeaufſichtsbeamten ſchriftlich angezeigt worden iſt, daß die 
getroffenen Einrichtungen den Beſtimmungen der Verordnung entſprechen. 

$ 52 beſtimmt in gleicher Weiſe, wie es in allen neueren auf Grund des § 120 e der 
Gewerbeordnung erlaſſenen Verordnungen geſchehen iſt, daß die Befugnis der zuſtändigen 
Behörden, im Wege der Verfügung für einzelne Anlagen gemäß 88 120 d und 120 f der 
Gewerbeordnung weitergehende Anordnungen zum Schutze des Lebens und der Geſund— 
heit der Arbeiter zu treffen, unberührt bleibt. Die von den Gewerbeaufſichtsbeamten 
hiernach erlaſſenen Verfügungen ſind dem zuſtändigen Kreisarzt abſchriftlich mitzuteilen. 

$ 53 ermächtigt die Regierungspräſidenten, auf Antrag nach Anhörung des zuſtändigen 
Gewerbeaufſichtsbeamten Ausnahmen von einzelnen Vorſchriften zuzulaſſen. Die Be- 
ſcheide ſind den Gewerbeaufſichtsbeamten und Medizinalbeamten zur Kenntnis zu bringen, 
eine Abſchrift von ihnen iſt an einer den Arbeitern leicht zugänglichen Stelle auszuhängen. 
Die Regierungspräſidenten haben außerdem Abſchrift der von ihnen während des abge— 
laufenen Kalenderjahrs erteilten Ausnahmebewilligungen bis zum 15. Januar jedes 
Jahres mir, dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe, zur Weitergabe 
an das Reichsarbeitsminiſterium vorzulegen. 
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Nach $ 54 iſt eine Abſchrift oder ein Abdruck der Verordnung in dem Arbeitsraum 
und in dem Speiſeraum an einer in die Augen fallenden Stelle auszuhängen. 

$ 55 ſetzt als Tag des Inkrafttretens der Beſtimmungen den 1. Oktober 1920 feſt. 

Wir erſuchen Sie, die Vorſtände der Gewerbeaufſichtsämter und die Kreisärzte, 
für die je ein Abdruck dieſes Erlaſſes beigefügt iſt, zu veranlaſſen, daß ſie der Durchführung 
der Anordnung ihre beſondere Aufmerkſamkeit zuwenden. Über etwa bei Preßluftarbeiten 
vorkommende Unglücks⸗ oder Erkrankungsfälle, die allgemeines Intereſſe bieten, und über 
ſonſtige praktiſche Erfahrungen, die eine Abänderung oder Ergänzung der Vorſchriften 
nötig oder wünſcheuswert erſcheinen laſſen, erſuchen wir uns zu berichten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Dönhoff. Gottſtein. 


III 11666. 1 11128 M. f. H. — I MIV 18730 M. f. V. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Vorladungen zu den Sitzungen der Schlichtungsausſchüſſe. 2 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 5. Oktober 1920. 


Im 8 23 der Verordnung über Tarifverträge, Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe 
und Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten vom 23. Dezember 1918 (RGBl. S. 1456) ſind 
beſtimmte Vorſchriften über die Form, in welcher die Vorladung der an den Streitigkeiten 
beteiligten Perſonen vor dem Schlichtungsausſchuß zu erfolgen hat, nicht enthalten. In 
der Regel wird hierzu die Ladung durch Poſtkarte mit Antwort, auf welcher der Geladene 
die Empfangsbeſtätigung an den Schlichtungsausſchuß zurückſenden kann, ausreichend ſein. 

Ich erſuche Sie, die Schlichtungsausſchüſſe hierauf hinzuweiſen und mir bis zum 
1. Februar 1921 mitzuteilen, ob dieſe Form der Ladung ſich bewährt hat. 

Im Auftrage 
III 13382. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Regierungsſtelle in Schneidemühl, den Herrn 
Regierungspräfidenten in Oppeln, Verwaltungsſtelle Breslau in Breslau und den Herrn 
Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


4. Reichsverſicherungsordnung. 
„I. Buch. (Gemeinſame Vorſchriften.) 
Gebühren der Beiſitzer und Arzte bei den Oberverſicherungsämtern uſw. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 11. September 1920. 


Nach einer Mitteilung des Herrn Reichsminiſters der Finanzen unterliegen die den 
Beiſitzern beim Oberverſicherungsamt — und zwar Arbeitgebern und Arbeitnehmern —, 
den Beiſitzern beim Militärverſorgungsgericht aus der Klaſſe der Verſorgungsberechtigten 
und den richterlichen Mitgliedern dieſes Gerichts für einzelne Sitzungen gewährten Ge⸗ 
bühren nicht dem Lohnabzuge. Das Gleiche gilt für die Gebühren der Arzte, welche im 
Verfahren vor dem Oberverſicherungsamt und Militärverſorgungsgericht als Sachverſtändige 
zugezogen werden. 5 

Im Auftrage 


III V 1314. Bracht. 
An den Herrn Vorſitzenden des Oberverſicherungsamts e 
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